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I. Zielsetzungen der Richtlinie 

Multipolare Konfliktlagen sind das Erkennungsmerkmal von Insolvenzverfahren. Ihnen 

immanent ist ein Spannungsverhältnis zwischen den Interessen des Schuldners einer-

seits, sich effektiv zu entschulden oder, günstigstenfalls, sein Unternehmen zu erhalten, 

und dem Interesse der Gläubiger anderseits an einer bestmöglichen Befriedigung ihrer 

Forderungen.1 Verschiedene, im Ausgangspunkt gleichwertige Ziele formuliert auch der 

Richtlinienentwurf der EU-Kommission zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des In-

solvenzrechts: Erstens, die Vermögensverwertung zu verbessern; zweitens, die Verfah-

renseffizienz zu steigern; sowie drittens, für eine vorhersehbare und faire Erlösverteilung 

an die Gläubiger zu sorgen.2 

Im Kern handelt es sich hierbei um effizienzorientierte Zielgrößen, die das Grundanlie-

gen verfolgen, durch entsprechende Angleichung der nationalen Insolvenzrechte Inves-

titions- und Kapitalkosten für Anleger und Kreditgeber zu senken und damit Hemmnisse 

für grenzüberschreitende Kapitalflüsse zu senken – im Interesse eines funktionierenden 

Binnenmarktes innerhalb der Europäischen Union.3 Mit Blick auf diese Regelungszwe-

cke, ferner dem gegenständlich begrenzten Regelungsumfang der Richtlinie sowie dem 

                                                
1 Vgl. nur im deutschen Recht § 1 S. 1 Insolvenzordnung (im Folgenden: InsO). 
2 Siehe Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter As-
pekte des Insolvenzrechts vom 7.12.2022, COM(2022) 702 final, S. 1 ff., 5 ff., 10 f. sowie Artikel 22 Abs. 2 lit. b), Artikel 
24 Abs. 1 Richtlinien-Entwurf (im Folgenden: RL-E). 
3 COM(2022) 702 final, S. 2. 
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ihr zugrundeliegenden Konzept der Mindestharmonisierung4 lässt sich zweierlei schluss-

folgern: Zum einen, dass der geplante Unionsrechtsakt die jeweiligen Ziele der mitglied-

staatlichen Insolvenzverfahren als solche unberührt lässt. Zum anderen, dass der Richt-

linien-Entwurf in der Gewichtung und Konkretisierung seiner eigenen Zielvorgaben – ge-

rade im Lichte der Verbürgungen der EU-Grundrechte-Charta,5 aber auch der Empfeh-

lungen der Weltbank für wirkungsvolle Insolvenzregime6 – einem angemessenen Aus-

gleich zwischen den legitimen Interessen sowohl des Schuldners als auch der Gläubiger 

verpflichtet ist. Erwägungsgrund 47 RL-E greift diesen Grundsatz explizit auf.7 

Diesem Ausgleich im Kern Rechnung tragend sind die Regelungen des Richtlinien-Ent-

wurfs zu den Anfechtungsklagen (Artikel 4-12), zum sogenannten Asset tracing (Artikel 

13-18) und, wenn auch nur der Grundidee nach, zum sog. Pre-Pack-Verfahren (Artikel 

19-35) zu begrüßen. 

Als weniger überzeugend erweisen sich demgegenüber die Vorschriften des Entwurfs 

zur Liquidation zahlungsunfähiger Kleinstunternehmen (Titel VI). Insbesondere werden 

die zentralen Regelungsziele der Richtlinie nur unzureichend umgesetzt und dem Gebot 

eines ausgewogenen Ausgleichs zwischen Schuldner- und Gläubigerinteressen (noch) 

nicht angemessen Rechnung getragen. Auf diese Aspekte möchte ich im Folgenden nä-

her eingehen. 

II. Liquidation zahlungsunfähiger Kleinstunternehmen (Artikel 36-57 RL-E) 

1. Regelungsziele 

Mit der Etablierung eines vereinfachten Liquidationsverfahrens, einem Sonderregime für 

sog. Kleinstunternehmen, verknüpft der Richtlinien-Entwurf drei wesentliche Anliegen: 

Erstens, eine in Bezug auf Dauer, Kosten und Ertrag effiziente und in dieser Hinsicht 

investitions- und finanzierungsfördernde Verfahrensform zu schaffen.8 Zweitens, durch 

das Regelungsziel, den Wert entsprechender Unternehmen zu erhalten, erforderliche 

Verhaltensanreize gegenüber den Geschäftsleitern zu setzen, Anträge auf Eröffnung 

                                                
4 Siehe COM(2022) 702 final, S. 7: „Um dieses Ziel zu erreichen, werden in diesem Vorschlag nur Mindestanforderungen 
an die Harmonisierung festgelegt, die nur bestimmte Bereiche des materiellen Insolvenzrechts betreffen, welche voraus-
sichtlich die größten Auswirkungen auf die Effizienz und die Dauer der entsprechenden Verfahren haben werden.“ 
5 Artikel 51 Abs. 1 S. 1 EU-Charta der Grundrechte bindet auch die Unionsorgane. Insolvenzspezifische Gewährleistungen 
enthalten, unter anderem, Artikel 15 (Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten), Artikel 16 (Unternehmerische Freiheit) oder 
Artikel 17 (Eigentumsrecht). Der Schutz des Eigentums umfasst neben dem Sacheigentum auch private Forderungs-
rechte der (Insolvenz-)Gläubiger, siehe nur Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Auflage 2022, Art. 17 EU-
GRCharta, Rdn. 6. 
6 World Bank, Principles for effective Insolvency and Creditor/debtor Regimes (revised edition 2021), unter C 18 (micro 
and small enterprises, MSE), S. 29; ferner S. 9, abrufbar unter: https://documents1.worldbank.org/cu-
rated/en/391341619072648570/pdf/Principles-for-Effective-Insolvency-and-Creditor-and-Debtor-Regimes.pdf. (Stand: 
26. Juni 2023). 
7 Erwägungsgrund 47 S. 1 RL-E: „Es ist wichtig, im Insolvenzverfahren für einen fairen Ausgleich zwischen den Interessen 
des Schuldners und der Gläubiger zu sorgen.“ 
8 COM(2022) 702 final, S. 2; Erwägungsgrund 35 RL-E. 
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eines Insolvenzverfahrens überhaupt bzw. zu einem früheren Zeitpunkt zu stellen.9 So-

wie drittens, eine geordnete Abwicklung vermögensloser Kleinstunternehmen sicherzu-

stellen.10 

Die den vereinfachten Liquidationsverfahren zugeschriebene Effizienz- und Ordnungs-

funktion dient in erster Linie einer Sicherung, Mehrung sowie fairen Verteilung der Insol-

venzmasse und damit Schuldner- wie Gläubigerinteressen gleichermaßen. Entspre-

chend nehmen einige Regelungen des Richtlinien-Entwurfs auf die Interessen und be-

rechtigten Erwartungen der Gesamtheit der Gläubiger ausdrücklich Bezug.11 Zugleich 

stehen Effizienz- und Ordnungsfunktion weder losgelöst voneinander noch gar in einem 

hierarchischen Verhältnis zueinander: beide Leitgedanken bedingen sich vielmehr wech-

selseitig. Demzufolge müssen sich Vorschriften zur Kostenreduktion und Beschleuni-

gung von Liquidationsverfahren sowohl am Effizienz- wie am Ordnungsgebot der Richt-

linie messen lassen und beide Ziele möglichst wirkungsvoll umsetzen. 

Welche konkreten Konsequenzen lassen sich aus den Zielvorgaben des Richtlinien-Ent-

wurfs für die Ausgestaltung seiner Regelungen zum vereinfachten Liquidationsverfahren 

ziehen? 

2. Folgerungen im Einzelnen 

a) Einbindung eines Insolvenzverwalters versus (aufsichtslose) Eigenverwal-
tung 

Um die jeweiligen Ziele und Schutzgarantien von Insolvenzverfahren wirkungsvoll um-

zusetzen, ist die Rolle des Insolvenzverwalters von herausragender Bedeutung. Er ist 

dem Grundsatz nach in allen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen zur Unabhängigkeit 

und Unparteilichkeit verpflichtet;12 Vorschriften zur (persönlichen) Haftung und gerichtli-

chen Aufsicht sichern sein neutrales, streng pflichtengebundenes Handeln ab.13 Hinzu 

kommt: Weitreichende Handlungsbefugnisse gegenüber dem Schuldner im Zusammen-

spiel mit dessen Auskunfts- und Mitwirkungsobliegenheiten14 gewährleisten einerseits 

Transparenz, effektive Aufklärung und Informationsbeschaffung sowie Kontrolle über – 

                                                
9 COM(2022) 702 final, S. 14, 20; Erwägungsgrund 32 RL-E. 
10 COM(2022) 702 final, S. 6 („Insolvenzvorschriften stellen die geordnete Abwicklung von Unternehmen in finanzieller 
und wirtschaftlicher Notlage sicher.“); S. 11 („geordnete Abwicklung von ‚vermögenslosen‘ Kleinstunternehmen“), S. 20 
(„Ziel des Richtlinienvorschlags ist es daher, eine geordnete Liquidation von Kleinstunternehmen, auch solchen ohne 
Vermögen, in einem zügigen und kostengünstigen Verfahren sicherzustellen.“); Erwägungsgrund 3 S. 1 („Insolvenzver-
fahren stellen die geordnete Abwicklung oder Restrukturierung von Unternehmen oder Unternehmern in finanzieller und 
wirtschaftlicher Notlage sicher.“). Ebenso World Bank, Principles for effective Insolvency and Creditor/debtor Regimes 
(revised edition 2021), S. 9 (s. oben Fn. 6): “implement an effective regime to prevent and sanction fraud, improper use 
and abuse of MSEs insolvency proceedings.” 
11 So Erwägungsgrund 6 S. 6; Artikel 4, 5, 8 Abs. 1 (jeweils zur Insolvenzanfechtung); Artikel 44 Abs. 2 lit. a) zur Ausset-
zung von Einzelvollstreckungsmaßnahmen; Artikel 60 Abs. 1 RL-E zum Gläubigerausschuss. 
12 Vgl. im deutschen Recht: § 56 Abs. 1 InsO. 
13 Vgl. im deutschen Recht: §§ 60, 61 InsO. 
14 Vgl. im deutschen Recht: §§ 97 ff., 22 Abs. 3 InsO. 
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gegebenenfalls missbräuchliches – Handeln des Schuldners; andererseits eine effektive 

Verwaltung der Insolvenzmasse, etwa durch Erhebung erforderlicher Anfechtungskla-

gen oder durch Vorbereitung und Durchführung der Vermögensverwertung. Die notwen-

dige Kompetenz eines Insolvenzverwalters, wirtschaftliche Sachverhalte zu bewerten 

und zu entscheiden, unterscheidet sein Aufgaben- und Qualifikationsprofil grundlegend 

von dem eines regelmäßig auf die Beurteilung von Rechtsfragen beschränkten Insol-

venzrichters. Gerade in dieser komplementären Zuweisung richterlicher und verwalterli-

cher Funktionen kommt die auch vom Richtlinien-Entwurf in Stellung gebrachte Ord-

nungsfunktion von Insolvenzverfahren wirkungsvoll zum Tragen. 

Spiegelbildlich eignen sich Verfahren in Eigenverwaltung eher für sanierungsfähige grö-

ßere Unternehmen; für kleinere (mit dem Ziel der Zerschlagung) nur dann, wenn sie 

redlich und – in Buchhaltung und Rechnungslegung – gut organisiert sind, insbesondere 

keine größeren Zahlungsrückstände gegenüber Finanzbehörden und Sozialversicherun-

gen haben auflaufen lassen).15 Hinzu kommt: Im Unterschied zu größeren (Kapital-)Ge-

sellschaften, deren in der Geschäftsführung verantwortliche Personen im Zusammen-

hang mit der Insolvenz häufig ihre Stellung verlieren, bleiben in den von Titel VI des 

Richtlinien-Entwurfs adressierten kleineren Unternehmen die (zumeist ohne weiteres 

Vertrauen der Gläubiger) handelnden Personen in aller Regel das gesamte Insolvenz-

verfahren hindurch die gleichen.16 Dieser Befund schlägt sich in der Statistik nieder: So 

wurden in Deutschland 2022 weniger als 2% aller eröffneten Verfahren in Eigenverwal-

tung geführt; dabei entfielen nur rund 5% aller Eigenverwaltungen (in absoluten Zahlen 

10 pro Jahr) auf Einzelunternehmen, freie Berufe und Kleingewerbe, hingegen annä-

hernd 75% aller Verfahren auf die Rechtsformen der GmbH, Unternehmergesellschaft, 

Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien.17 

Obgleich dem Kernanliegen einer geordneten Liquidation von Kleinstunternehmen ver-

pflichtet, geht der Richtlinien-Entwurf wenig konsistent vom Leitbild eines verwalterlosen 

Verfahrens aus, welches der Schuldner in Eigenverwaltung führt, ohne dass ihm dabei 

ein unabhängiger Sachwalter kontrollierend zur Seite steht (Artikel 39, 43 RL-E). Hierin 

liegt der Hauptkritikpunkt zum Regime der vereinfachten Liquidationsverfahren. Zwar er-

möglicht Artikel 39 RL-E die Bestellung eines Insolvenzverwalters auf Antrag. Dies setzt 

jedoch voraus, dass die Finanzierung der Verwalterkosten gedeckt ist, sei es aus der 

                                                
15 Siehe Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins durch den Ausschuss Insolvenzrecht (im Folgenden: DAV Stel-
lungnahme) zum Richtlinienvorschlag der EU-Kommission zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts 
(COM (2022) 702 final), Februar 2023, S. 36, abrufbar unter: https://arge-insolvenzrecht.de/de/newsroom/stellungnahme-
des-deutschen-anwaltvereins-dav-nr-13-2023 (Stand: 26. Juni 2023). 
16 Siehe Kern, in: Münchener Kommentar zur Insolvenzordnung, 4. Aufl. 2020, Vorbem. vor §§ 270 bis 285, Rdn. 5, der 
für Deutschland mit seiner kleinteiligen Wirtschaft Kontinuitäten in der Geschäftsleitung sogar noch verbreiteter annimmt 
als in den U.S.A. und gerade hierin den zentralen Grund für die Entscheidung des deutschen Gesetzgebers ausmacht, 
die Eigenverwaltung nur unter der Aufsicht eines Sachwalters zuzulassen. 
17 Die wenigsten Verfahren entfielen dabei auf den Eröffnungsgrund der Zahlungsunfähigkeit, siehe jeweils Statistisches 
Bundesamt: Insolvenzstatistik; Berechnungen des IfM Bonn, abrufbar unter: https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/re-
daktion/statistik/gruendungen-und-unternehmensschliessungen/dokumente/Eigenverwaltung_RF_2011-2022.pdf 
(Stand: 26. Juni 2023). 
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Masse oder – wozu ein Finanzierungsanreiz allerdings regelmäßig fehlt – von der bean-

tragenden Partei selbst (Artikel 39 lit. b) RL-E). Die praktische Konsequenz liegt auf der 

Hand: Jedenfalls in massearmen oder masselosen Verfahren – in Deutschland also bei 

Insolvenzmassen bis zu 3.000 bzw. 5.000 EUR18 – würde bzw. könnte bereits aus recht-

lichen Gründen kein Insolvenzverwalter bestellt werden.19 

Verfahren, die ohne einen neutralen Verwalter oder flankierende Sicherheits- und Kon-

trollvorkehrungen geführt werden, bergen jedoch die naheliegende Gefahr, das Ziel ei-

ner geordneten Verfahrensdurchführung im Interesse von Schuldner und Gläubigern zu 

konterkarieren.20  

Drei Aspekte seien in diesem Zusammenhang exemplarisch angesprochen: 

(1) Anfechtungsklagen 

Erstens droht eine Aushöhlung der Insolvenzanfechtung. Mit Blick auf das rechtspoliti-

sche Anliegen der Richtlinie, vereinfachte Liquidationsverfahren auch bei vermögenslo-

sen Schuldnern zu eröffnen, wird es zu Anfechtungsklagen in verwalterlosen Verfahren 

kaum mehr kommen – zum Schaden der Gläubigergemeinschaft.21 Dabei bestehen nicht 

selten Anfechtungsmöglichkeiten gerade gegenüber öffentlichen Gläubigern.22 Nun sieht 

Artikel 47 lit. a) RL-E auch ein Anfechtungsrecht für Gläubiger vor. Wie Erfahrungen aus 

Deutschland jedoch zeigen,23 sind einzelne Gläubiger kaum dazu bereit, im Interesse 

der Gläubigergesamtheit Prozesse auf eigenes Kostenrisiko anzustrengen, von deren 

Erfolg sie – allenfalls – mittelbar profitieren.24 Im Unterschied zu Insolvenzverwaltern un-

terstehen Gläubiger keinem Unabhängigkeitsgebot noch sind sie regelmäßig in der 

Lage, die Anfechtungsgründe überhaupt zu ermitteln und damit die Voraussetzungen für 

eine erfolgreiche Klage zu schaffen.25 Nicht zuletzt könnten Gläubiger, die einen Fremd-

antrag auf Eröffnung eines verwalterlosen Verfahrens stellen, dies in der übrige 

                                                
18 Insolvenzverfahren werden in Deutschland nur dann eröffnet, wenn Insolvenzmassen von mindestens 3.000 bis 5.000 
EUR zu erwarten sind. Hiervon entfallen in der Regel auf die Vergütung des Sachverständen maximal 1.000 EUR, auf 
die des Insolvenzverwalter ca. 2.000 EUR; die übrige Teilungsmasse wird regelmäßig für Masseverbindlichkeiten ver-
braucht, siehe DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 38, ferner S. 33 f., 35, 38. 
19 Nach dem Richtlinien-Entwurf bleibt unklar, wer die nach Artikel 39 RL-E entscheidenden Frage der Kostendeckung 
prüfen soll bzw. kann, siehe VID, S. 15. 
20 Ähnlich Frind, Das (verwalterlose) vereinfachte Liquidationsverfahren nach dem EU-Richtlinienvorschlag zur „Harmo-
nisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechtes“ aus insolvenzgerichtlicher Praxissicht, in: ZInsO 2023, 419, 425. 
21 Thole, Der Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts, 
COM(2022) 702, in: ZIP 2023, 389, 398; Frind (s. oben Fn. 20), ZInsO 2023, 419, 424. 
22 Hier erfolgen Zahlungen des Schuldners häufig unter Vollstreckungsdruck oder Strafandrohungen, vgl. im deutschen 
Recht: Bundesgerichtshof, Urteil vom 10.7.2003, IX ZR 89/02, NJW-RR 2003, 1632; Kayser/Freudenberg, in: Münchener 
Kommentar zur Insolvenzordnung, 4. Aufl. 2019, § 131, Rdn. 26c. 
23 So zu § 313 Abs. 2 InsO a.F. im deutschen Recht. 
24 Ebenso die Einschätzung von Thole (s. oben Fn. 21), ZIP 2023, 389, 397. 
25 DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 40. – Davon abgesehen schweigt der Richtlinien-Entwurf zu einer Befugnis 
der Gläubigerversammlung, einzelne Gläubiger mit der Erhebung einer Anfechtungsklage zu beauftragen (so nach alter 
Rechtslage in der deutschen Insolvenzordnung: § 313 Abs. 2 S. 3 InsO aF).  



Laukemann Stellungnahme 

Seite 6 von 14 

 

Gläubiger schädigenden Absicht tun, eine gegen sie gerichtete Anfechtungsklage zu 

verhindern.26 

(2) Verhinderung missbräuchlichen Schuldnerverhaltens 

Zweitens: Die verwalterliche Funktion eines neutralen Amtsträgers kommt gerade dann 

zum Tragen, wenn es darum geht, missbräuchlichem Verhalten des Schuldners – oder 

unseriöser Berater – vorzubeugen oder solches auszugleichen.27 Gerade im verwalter-

losen Regelverfahren drohen entsprechende Gefahren etwa dann, wenn nach Artikel 46 

Abs. 1-3 RL-E die vom Schuldner angegebenen Forderungen als angemeldet und, bei 

fehlendem Widerspruch innerhalb kurzer Frist (30 Tage), als festgestellt gelten,28 der 

Schuldner aber – sei es fahrlässig oder in missbräuchlicher Absicht – entweder Forde-

rungen nicht benennt oder, umgekehrt, diese etwa zugunsten von nahestehenden Per-

sonen wahrheitswidrig behauptet. Entsprechendes gilt, wenn der Schuldner pfändbares 

Vermögen unrechtmäßig vorenthält.29 

Vor diesem Hintergrund ist es – gerade im Lichte der Effizienz- und Transparenzziele 

der Richtlinie – vorzugswürdig, die komplexe und verantwortungsvolle Führung einer 

Tabelle nicht in die Hände interessengeleiteter Schuldner zu legen, sondern diese viel-

mehr einem zur Unparteilichkeit verpflichteten Insolvenzverwalter (oder Sachwalter) zu 

überantworten.30 

(3) Strukturelle Überforderung von Kleinstunternehmen mit Aufgaben der Insol-
venzverwaltung 

Die zentrale Bedeutung professionell agierender Insolvenzverwalter erschließt sich drit-

tens mit Blick darauf, dass Kleinstunternehmen – wovon Erwägungsgrund 37 RL-E 

selbst auszugehen scheint31 – üblicherweise über keine erforderlichen Kenntnisse noch 

Fähigkeiten verfügen, um ökonomisch wie rechtlich komplexe Verwaltungshandlungen 

                                                
26 Ähnlich Smid/Wehdeking, Vereinfachte Liquidationsverfahren über Microunternehmen im Richtlinienentwurf der EU zur 
Harmonisierung mitgliedstaatlicher Insolvenzrechte, in: ZInsO 2023, 198, 201. 
27 So wird naheliegender Weise befürchtet, Schuldnerberater könnten – bei einem Wahlrecht zwischen Regel- und ver-
einfachtem Verfahren – zu Letzterem raten, um eine Haftung oder Anfechtung zu umgehen, siehe DAV, Stellungnahme 
(s. oben Fn. 15), S. 34; vgl. auch EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 6. 
28 Eine Präklusion nach Artikel 46 Abs. 3 RL-E dürfte vor allem kleineren Gläubigern schaden, da sie üblicherweise nicht 
in der Lage sind, die amtlichen Veröffentlichungen über Insolvenzverfahren (Artikel 45) ständig zu beobachten, siehe VID 
(Verband Insolvenzverwalter und Sachwalter Deutschlands), Stellungnahme zum Vorschlag für eine Richtlinie zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts, März 2023, S. 16, abrufbar unter https://www.vid.de/stellungnah-
men/vorschlag-der-eu-kommission-fuer-eine-richtlinie-zur-harmonisierung-bestimmter-aspekte-des-insolvenzrechts-
com-2022-702/ (Stand: 26. Juni 2023). Zur Kritik an den kurzen Fristen des Art. 46 RL-E s. auch EIP, Statement (s. oben 
Fn. 32), S. 9 (unter 1.8). 
29 VID, Stellungnahme (s. oben Fn. 28), S. 5; vgl. auch Smid/Wehdeking (s. oben Fn. 26), ZInsO 2023, 198, 208, die gar 
von einer „legalen Unternehmensbestattung“ sprechen. 
30 So auch DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 40.  
31 Erwägungsgrund 37 RL-E: „Der Bilanztest ist jedoch unter Umständen nicht durchführbar, wenn der Schuldner ein 
Kleinstunternehmen ist, insbesondere im Falle von Einzelunternehmern, da möglicherweise keine ordnungsgemäßen 
Aufzeichnungen vorliegen und nicht klar zwischen Privatvermögen und -verbindlichkeiten und Geschäftsvermögen und -
verbindlichkeiten unterschieden werden kann.“ 
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eigenständig vorzunehmen.32 Hierunter fallen jedoch gerade die ihnen vom Richtlinien-

Entwurf abverlangten Aufgaben wie die, Arbeitsverhältnisse abzuwickeln, komplexe 

Rechtsfragen (etwa zu Lizenzrechten) zu beurteilen, Forderungen zu prüfen, vollstän-

dige und richtige Angaben zu bestehenden Verbindlichkeiten und deren Besicherungen 

zu machen (vgl. Artikel 41 Abs. 4 RL-E), Vermögen zu verwerten sowie fair und regel-

basiert zu verteilen oder, nicht zuletzt, die insolvenzrechtliche Rangordnung zu beachten 

sowie Aus- und Absonderungsrechte festzustellen und zu erfüllen. Auch fehlen Klein-

stunternehmen zumeist die finanziellen Ressourcen, um derartige Aufgaben auf profes-

sionelle Dienstleister zu delegieren.33 Demgegenüber verfügen moderne Verwalterbüros 

in aller Regel über gut ausgebildete und spezialisierte Teams, mithin über Erfahrung und 

fachliche Kompetenz, um derartige Lasten den besonders betreuungsbedürftigen34 

Kleinstunternehmen abzunehmen und diese damit auch vor Haftungs- oder gar Straf-

barkeitsrisiken zu schützen.35 

b) Entlastung der Insolvenzgerichte (bzw. Verwaltungsbehörden) 

Eine Stärkung der Verwalterrolle gegenüber dem bisherigen Entwurf würde andererseits 

die Insolvenzgerichte (oder Verwaltungsbehörden) entlasten, welche die Richtlinie mit 

zum Teil weitreichenden, prüfungs- und zeitaufwendigen Zusatzaufgaben betraut und 

damit dem Ziel der Beschleunigung und Effizienz von Verfahren entgegenwirkt. Hierzu 

zählt etwa die gerichtliche Befugnis, eine Feststellung von Gläubigerforderungen gem. 

Artikel 46 Abs. 4 RL-E zu verweigern. Eine solche Befugnis ginge nicht nur mit einem 

erheblichen Prüfungsaufwand einher, der die ohnehin knappen Ressourcen der Gerichte 

(oder Verwaltungsbehörden) überspannte.36 

Entsprechendes gilt für die den Insolvenzgerichten (bzw. Verwaltungsbehörden) zuge-

wiesene Kompetenz der Vermögensverwertung und Erlösverteilung.37 Diese vorberei-

tungsintensive Tätigkeit38 sollte stattdessen den hiermit erfahrenen Insolvenzverwaltern 

überantwortet werden, ohne allerdings das – für komplexe Verwertungen weniger 

                                                
32 So auch EIP (European Insolvency Practitioners' Organisations), Statement on the EU Commission's proposal for a 
directive on the harmonisation of certain aspects of insolvency law, 7. März 2023, abrufbar unter https://eip-associa-
tion.eu/covid_19/statement-of-the-european-insolvency-practitioners-organisations-eip-on-the-eu-commissions-propo-
sal-for-a-directive-on-the-harmonisation-of-certain-aspects-of-insolvency-law-dated-07-12-2022-co/ (Stand: 26. Juni 
2023), S. 2 f., 9 (unter 1.9); Smid/Wehdeking (s. oben Fn. 26), ZInsO 2023, 198, 199. 
33 Gegenüber einer professionellen Insolvenzverwaltung ergäbe sich dann auch keine masseschonende Kostenersparnis. 
34 Siehe World Bank, Principles for effective Insolvency and Creditor/debtor Regimes (revised edition 2021), S. 8 f. (s. 
oben Fn. 6). 
35 DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 31. 
36 Vgl. hierzu auch Sämisch, Die neue Harmonisierungsrichtlinie – verwalterloses Verfahren als Risiko?, in: ZRI 2023, 93, 
96. 
37 Artikel 49 Abs. 1 RL-E. – Im deutschen Recht darf gem. § 282 InsO der Schuldner eine Verwertung der Masse (ein-
schließlich der Einziehung von Forderungen) nur im Einvernehmen mit dem Sachwalter vornehmen. Vgl. ferner Frind (s. 
oben Fn. 20), ZInsO 2023, 419, 425. 
38 Dazu detailliert: VID, Stellungnahme (s. oben Fn. 28), S. 15 f. 
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geeignete – elektronische Auktionsverfahren als Regelinstrument vorzuschreiben (vgl. 

Artikel 49 Abs. 3 S. 2 RL-E).39 

Insgesamt sind die Insolvenzgerichte weder dafür bestimmt noch dazu in der Lage, die 

herkömmlichen Aufgaben eines Insolvenzverwalters (in umfassender Weise) zu über-

nehmen (so aber Artikel 43 Abs. 4 lit. a), Erwägungsgrund 36 RL-E). Kaum zu überzeu-

gen vermag vor diesem Hintergrund die – empirisch nicht belegte – Prämisse des Richt-

linien-Entwurfs, wonach in vereinfachten Liquidationsverfahren regelmäßig kein Insol-

venzverwalter bestellt werden müsse, da die zuständigen Behörden in Anbetracht der 

einfachen Geschäftstätigkeiten von Kleinstunternehmen in der Lage seien, diese ausrei-

chend zu beaufsichtigten.40 

c) Gesteigerte Verantwortung des Schuldners 

Verbleibende Handlungs- und Steuerungsbefugnisse sowie ein Zuwachs an Entschul-

dungsperspektive sollten dem eigenverwaltenden Schuldner nur um den Preis einer red-

lichen Mitwirkung bei Aufklärung und Schaffung transparenter Vermögensverhältnisse 

zugestanden werden. 

Im Interesse einer effektiven Ermittlung, Vermehrung und Verwertung von Vermögen 

sollten dem Schuldner vor diesem Hintergrund gesteigerte, über Artikel 41 RL-E hinaus-

reichende Informationsobliegenheiten auferlegt werden. Zu denken wäre beispielsweise 

an die Vorlage von Kontoauszügen, an Angaben zu Veräußerungen und Vermögens-

übertragungen sowie an Mitteilungen zu anhängigen massebezogenen Rechtsstreitig-

keiten oder (sonstigen) anfechtungsrelevanten Sachverhalten.41 

Über die in Artikel 42 II RL-E genannten Gründe hinaus sollte daher ein Antrag auf Er-

öffnung eines vereinfachten Liquidationsverfahrens abgelehnt werden können, etwa 

wenn der Schuldner entsprechenden Auskunftsobliegenheiten oder seinen Pflichten zur 

ordnungsgemäßen Rechnungslegung und Buchführung in schwerwiegender Weise 

nicht nachkommt.42 Hier reichen die Mitteilungspflichten nach Erwägungsgrund 40 RL-E 

nicht weit genug.43 

                                                
39 Komplex gestaltet sich nach Einschätzung des DAV die Verwertung etwa bei digitalisierten Maschinen, die aufgrund 
des Abbaus und Transports, der Einhaltung des Datenschutzes, der versicherungsrechtlichen Abwicklung, Rechnungs-
stellungen mit Umsatzsteuerausweis oder bestehenden Gewährleistungsrechten noch zu organisieren sind: DAV, Stel-
lungnahme (s. oben Fn. 15), S. 42; EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 10 (unter 1.10). 
40 Erwägungsgrund 40 S. 1 RL-E. Kritisch auch EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 5.  
41 Näher dazu: DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 39. 
42 Vgl. im deutschen Recht § 272 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) InsO. In Erwägung zu ziehen ist zudem ein Antragsrecht der Gläubiger, 
um bei Anzeichen entsprechender Pflichtverletzungen in ein Regelverfahren ohne Eigenverwaltung überzugehen, vgl. 
etwa im französischen Recht: Article L645-9 Abs. 1 Code de commerce, u.a. bei fehlender Gutgläubigkeit des Schuldners 
sowie ferner Article L645-12 Code de commerce. – Siehe ferner DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 34. 
43 Erwägungsgrund 40 S. 3 RL-E. 
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d) Zugang zum und persönlicher Anwendungsbereich von vereinfachten Liqui-
dationsverfahren 

Der persönliche Anwendungsbereich der vereinfachten Liquidationsverfahren erstreckt 

sich auf zahlungsunfähige Kleinstunternehmen (Artikel 39 Abs. 1 RL-E).44 Hierunter sind 

in Anlehnung an eine Empfehlung der Kommission aus dem Jahr 200345 all diejenigen 

Unternehmen gefasst, die weniger als 10 Personen beschäftigen und deren Jahresum-

satz bzw. Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet.46 Allein in Deutschland existierten 

im Jahr 2020 mehr als 2 Mio. solcher Unternehmen – dies entspricht einem Anteil von 

83% aller deutschen Unternehmen der (nicht-finanziellen) gewerblichen Wirtschaft und 

damit zugleich einem sehr hohen Anteil an Beschäftigen.47 

Vereinfachte Abwicklungsverfahren, die für den Richtlinien-Entwurf mutmaßlich Pate ge-

standen haben, existieren innerhalb der Europäischen Union in Frankreich und Spanien. 

Von diesen Sonderregimen erfasst sind allerdings nur Unternehmen von erheblich ge-

ringerer Größe: Neben einem verwaltergeführten vereinfachten Liquidationsverfahren48  

kennt Frankreich sog. Spezialverfahren zur beruflichen Wiederherstellung ohne Liquida-

tion.49 Dieses – bislang noch wenig frequentierte – Verfahren adressiert Unternehmen 

mit Aktiva unter 15.000 EUR unter Aufsicht eines gerichtlichen Treuhänders, sofern das 

Unternehmen in den letzten 6 Monaten keine Arbeitnehmer beschäftigte.50 Demgegen-

über findet das spanische, im Grundsatz verwalterlose Spezialverfahren51 – wenn auch 

                                                
44 Aufgrund des Mindestharmonisierungsansatzes der Richtlinie dürfte es den Mitgliedstaaten unbenommen bleiben, ver-
einfachte Liquidationsverfahren auch für drohend zahlungsunfähige und überschuldete Kleinstunternehmen zu öffnen. 
45 Empfehlung der Kommission 2003/361/EG vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 
der kleinen und mittleren Unternehmen, OJ L 124, 20.5.2003, S. 36-41. 
46 Siehe Anhang der Empfehlung 2003/361/EG, Artikel 2 Abs. 3. 
47 Im Jahr 2020 waren 2.061.145 Unternehmen Kleinstunternehmen (346.934 waren Kleinunternehmen, 62.217 waren 
sog. mittlere Unternehmen; damit KMU insg. 2.470.296; Großunternehmen: 15.507), Statistisches Bundesamt. (12. Au-
gust, 2022). Anzahl der Unternehmen in Deutschland nach Unternehmensgröße im Jahr 2020 [Graph]. In Statista. Zugriff 
am 18. Juni 2023, von https://de.statista.com/statistik/daten/studie/731859/umfrage/unternehmen-in-deutschland-nach-
unternehmensgroesse/ (Stand: 26. Juni 2023). 
48 Das zwingende vereinfachte Liquidationsverfahren (« liquidation judiciaire simplifiée »), geregelt in den Artikeln L641-
2, L644-1 bis L644-6 i.V.m. Article D641-10 Code de commerce, findet Anwendung auf Unternehmen mit Aktiva unter 
750.000 EUR, sofern diese in den letzten 6 Monaten vor Verfahrenseröffnung nicht mehr als fünf Arbeitnehmer beschäf-
tigten und das Vermögen des Schuldners keine Immobilien umfasst. 
49 Verfahren des sog. « rétablissement professionnel » nach Article L645-1 bis L645-12 i.V.m. Article R645-1 Code de 
commerce. Voraussetzung ist zudem, dass der Schuldner seine Tätigkeit nicht seit mehr als einem Jahr eingestellt hat. 
Vgl. ferner die einschränkende Voraussetzung des Article L645-2 Code de commerce. Das Verfahren sieht u.a. die Mög-
lichkeit der Forderungsstundung und des Vollstreckungsaufschubes vor. Unter den Bedingungen des Article L645-11 
Code de commerce tritt Restschuldbefreiung ein. 
50 So konstatiert Dammann (in: Münchener Kommentar zur Insolvenzordnung, 4. Aufl. 2021, Länderberichte Frankreich, 
Rdn. 19), dass das Ziel der Reform, die Zahl der Liquidierungen deutlich herabzusetzen, verfehlt wurde. Ob sie zu einer 
schnelleren Abwicklung von Kleinverfahren führt, ist noch nicht gesichert. So ist u.a. der Anwendungsbereich des Verfah-
rens sehr klein, da es kaum Unternehmen gibt, die in den letzten 6 Monaten keine Beschäftigten hatten, vgl. Race, Le 
rétablissement professionnel (2015), S. 54, abrufbar unter: https://dumas.ccsd.cnrs.fr/dumas-01317156/document 
(Stand: 26. Juni 2023). – Seit einer Gesetzesänderung im Jahr 2019 muss das angerufene Gericht dem Unternehmen 
die Eröffnung eines gerichtlichen Liquidationsverfahrens vorschlagen, sofern die Voraussetzungen für das Verfahren vor-
liegen, vgl. Nabet, L’efficacité du droit des entreprises en difficulté en droit interne et international. Droit, Université de 
Lorraine (2020, tel-03047170), S. 91. 
51 Anstelle eines nach spanischem Recht bislang obligatorischen Insolvenzverwalters können fakultativ, auf Antrag von 
Schuldner oder Gläubigern, die 20% der Verbindlichkeiten repräsentieren, unterschiedliche Insolvenzspezialisten bestellt 
werden. Die Bestellung erfolgt durch Vereinbarung zwischen Schuldner und Gläubigern, ansonsten durch gerichtlichen 
Beschluss. Zur Auswahl stehen entweder Insolvenzmediatoren (bei Betriebsfortführung), Sanierungsexperten (den 
Schuldner substituierend), Insolvenzverwalter (bei Liquidation) oder Sachverständige (zur Bewertung des Unterneh-
mens), siehe Esteve, Spaniens verwalterloses Verfahren für Kleinstunternehmen, in: INDat-Report 2023, 72, 73. 
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erst nach erheblicher Kritik im Gesetzgebungsverfahren – auf Unternehmen von weniger 

als zehn Arbeitnehmern und Jahreseinnahmen von unter 700.000 EUR oder Verbind-

lichkeiten von weniger als 350.000 EUR Anwendung.52 Für dieses erst seit 1.1.2023 in 

Kraft getretene Verfahren fehlen bislang belastbare Erfahrungswerte. In Litauen wurde 

ein vergleichbares Verfahren wegen Missbrauchs sogar wieder abgeschafft.53 

Mit Blick darauf, dass die Richtlinie vereinfachte Liquidationsverfahren als regelmäßig 

verwalterlose und damit als in Eigenverwaltung und ohne effektive Aufsicht geführte Ver-

fahren konzipiert (Artikel 39, 43 RL-E), droht – in nahezu allen Mitgliedstaaten – eine 

grundlegende Umgestaltung der Grundstatik von Insolvenzverfahren herkömmlicher 

Prägung.54 Dies aber bedeutet nicht nur eine massive Beschneidung der beruflichen 

Existenzgrundlage für Insolvenzverwalter,55 sondern allgemein einen nachhaltigen Ein-

griff in die nationalen Rechtstraditionen, welche die EU-Kommission jedenfalls in ihrem 

Kernbestand nicht gewillt ist, in Frage zu stellen.56 

Vor diesem Hintergrund sowie im Lichte der bereits beschriebenen Gefahren erscheint 

es dringlich, den Kreis der von Titel VI erfassten Unternehmen EU-weit durch eine sig-

nifikante Herabsetzung der Kenngrößen deutlich enger zu ziehen.57 Denkbar wäre auch, 

das vereinfachte Liquidationsverfahren auf Kleinstunternehmen mit in Umfang und 

Struktur überschaubaren Vermögens- und Arbeitsverhältnissen zu beschränken, was 

beispielsweise bei weniger als 20 Gläubigern (im Zeitpunkt der Antragstellung) vermutet 

werden könnte.58 

3. Fazit und (weitere) Empfehlungen 

a) Begrüßenswerter Zugang vermögensloser (Kleinst-)Unternehmen zu geord-
neten Liquidationsverfahren 

Damit bleibt festzuhalten: Es ist das erklärte Ziel der Richtlinie, zügige und kostengüns-

tige Verfahren zu schaffen, die auf eine geordnete, transparente und effiziente Abwick-

lung, auf den Erhalt des Unternehmenswerts und eine faire Verteilung ausgerichtet sind. 

                                                
52 Artículo 685 Abs. 1 Ley Concursa (“Ámbito del procedimiento especial”); dazu Esteve (s. oben Fn. 51), INDat-Report 
2023, 72. Hiernach umfasst der Anteil der Kleinstunternehmen in Spanien 93,41%, auf die rund 30% (29,83%) der Ge-
samtbeschäftigten entfallen. Sie machen zudem den Hauptanteil an Unternehmensinsolvenzen aus. 
53 Vgl. DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 32. 
54 Die entspricht auch der Einschätzung zum spanischen Spezialverfahren für Kleinstunternehmen: Esteve (s. oben Fn. 
51), INDat-Report 2023, 72, 73; in Bezug auf den Richtlinien-Entwurf auch Thole (s. oben Fn. 21), ZIP 2023, 389, 395. 
55 EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 8 (unter 1.5). 
56 Vgl. nur COM(2022) 702 final, S. 6: „Aufgrund der unterschiedlichen Ausgangslage in den Mitgliedstaaten sowie unter-
schiedlicher nationaler Rechtstraditionen und politischer Präferenzen ist es jedoch unwahrscheinlich, dass Reformen auf 
nationaler Ebene in diesem Bereich eine umfassende Annäherung der Insolvenzregelungen bewirken und somit ihre 
Gesamteffizienz verbessern würden.“ 
57 Vgl. auch EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 7 (unter 1.2: spricht sich für eine mitgliedstaatliche Definitionskompetenz 
aus); ferner DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 33. Auch konzernangehörige Unternehmen sollten vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen werden. 
58 So die einschränkende Zulassungsvoraussetzung zum Verbraucherinsolvenzverfahren im deutschen Recht, § 304 Abs. 
1 S. 2, Abs. 2 InsO. 
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Diese Ziele sind als solche ausdrücklich zu begrüßen, insbesondere der Ansatz der 

Richtlinie, den Verfahrenszugang für (fast) vermögenslose Unternehmen zum Zwecke 

der Entschuldung59 – und, so wäre zu ergänzen, zum Zwecke einer geordneten Abwick-

lung – zu öffnen und Einstellungen mangels Masse abzuschaffen – sie machen in 

Deutschland immerhin rund 29% aller Unternehmensinsolvenzen aus.60 

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen zur Anpassung des Entwurfs erweisen sich 

gleichwohl als erforderlich, um diese Zielsetzungen effektiver zu verwirklichen und den 

Ausgang von Verfahren vorhersehbarer zu machen. Dies wiederum verlangt, verwalter-

lich geführte oder beaufsichtigte Verfahren vorzusehen, die im Vergleich zu herkömmli-

chen Regelverfahren Kosten sparen und weniger lange dauern, gleichzeitig aber quali-

tative Instrumente sowie flexible Strukturen bereithalten, um die Insolvenzmasse rechts-

staatlich geordnet und im legitimen Interesse von Schuldner und Gläubigern bestmöglich 

zu verwalten. Um diese Zielvorgaben umzusetzen, bedarf es freilich zusätzlicher Vo-

raussetzungen: 

b) Verfahrensziel der bestmöglichen Gläubigerbefriedigung 

Zum einen dürfte auch das vereinfachte Liquidationsverfahren nicht allein den Erhalt des 

Unternehmenswertes bezwecken,61 sondern sollte zugleich dem (zumeist komplemen-

tären) Ziel einer bestmöglichen Befriedigung der Gläubiger verpflichtet sein. Diese Wer-

tung liegt der Richtlinie durchaus zugrunde, geht jedoch bislang aus dem Wortlaut der 

Vorschriften nicht eindeutig genug hervor. Daher wird eine entsprechende Klarstellung 

im Entwurf (Erwägungsgründe und operativer Teil) angeregt. 

c) Verwalterverfahren als Regel; Eigenverwaltung des Schuldners nur auf An-
trag und unter Aufsicht eines unabhängigen Sachwalters 

Zum anderen sind auch vereinfachte Liquidationsverfahren im Grundsatz als Verfahren 

unter der Führung eines unabhängigen Insolvenzverwalters auszugestalten. Allein auf 

Antrag sollte der Schuldner berechtigt sein, ein Verfahren in Eigenverwaltung zu führen. 

Der Schuldner müsste hierfür glaubhaft darlegen, jederzeit bereit und in der Lage zu 

sein, seine Geschäftsführung an den Interessen der Gläubigergemeinschaft 

                                                
59 Erwägungsgrund 39 RL-E: „Alle Kleinstunternehmen sollten die Möglichkeit haben, ein Verfahren einzuleiten, um ihre 
finanziellen Schwierigkeiten zu bewältigen und in den Genuss einer Entschuldung zu kommen.“ Ferner: Artikel 56, Erwä-
gungsgrund 46 RL-E. 
60 Von 13.993 in Deutschland im Jahr 2021 über das Vermögen von Unternehmen beantragten Insolvenzverfahren wur-
den 9.922 Verfahren eröffnet, hingegen 4.071 – mithin ein Anteil von 29,09% – mangels Masse (§ 26 InsO) abgewiesen. 
In Bezug auf alle Schuldnertypen beträgt der Anteil nicht eröffneter Verfahren rund 6%, s. Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder, Insolvenzen, abrufbar unter: https://www.statistikportal.de/de/insolvenzen (Stand: 26. Juni 2023). – Zum 
rechtsstaatlich unzureichend kontrollierten Fortbestand masseloser, vielfach aber nicht vermögensloser Gesellschaften 
im Anschluss eine Abweisung der Verfahrenseröffnung mangels Masse (§ 26 InsO) siehe Haarmeyer/Schildt, in: Mün-
chener Kommentar zur Insolvenzordnung, 4. Aufl. 2019, § 26, Rdn. 52 m.w.N. 
61 Der Unternehmenswert lässt sich oftmals durch eine Freigabe nach § 35 InsO für den Schuldner oder – sofern er einen 
handelbaren Wert hat – im Wege der übertragenden Sanierung für die Gläubiger erhalten. Auch das System der Verwal-
tervergütung vermag Anreize zu einem Betriebserhalt und zu einer schnellen und effizienten Verfahrensabwicklung set-
zen, siehe DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 33. 
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auszurichten.62 Ferner sollte die Eigenverwaltung nur unter der Aufsicht eines unabhän-

gigen, im Vergleich zum Insolvenzverwalter aber geringwertiger vergüteten Sachwalters 

zulässig sein.63 Diesem sollten insbesondere die Aufgaben der Insolvenzanfechtung, der 

Tabellenführung und der Erlösverteilung übertragen werden.64 Ich schlage daher vor, die 

Artikel 39 und 43 RL-E entsprechend zu ändern. 

Der Grund für beide Vorbehalte liegt auf der Hand: Sollte die Richtlinie nicht im ausrei-

chenden Maße masse- und damit gläubigerschützende Instrumente vorsehen, droht im 

Zuge eines erhöhten Ausfallrisikos das zentrale, auch in Bezug auf (übertragungsfähige) 

Kleinstunternehmen erklärte Regelungsanliegen der Richtlinie unterlaufen zu werden: 

nämlich Risikoaufschläge der Kreditgeber oder Lieferanten zu reduzieren und damit die 

Kreditvergabe und Investitionsbereitschaft insgesamt zu fördern.65 Denn unbestreitbar 

ist: Schuldnern, die ein geordnetes Verfahren unter der Führung eines Insolvenzverwal-

ters oder – eigenverwaltend – unter Aufsicht eines Sachwalters durchlaufen, dürfte im 

Wirtschaftsleben mehr Vertrauen entgegengebracht werden als Schuldnern in Eigenver-

waltung, die keiner unabhängigen noch effektiven Kontrolle unterstehen.66 Nur bei Be-

stellung eines Verwalters lassen sich überhaupt die Regelungsziele, Vermögenswerte 

des Schuldners durch Anfechtungsklagen und Asset-Tracing zu erhalten, wirkungsvoll 

umsetzen. Im Ergebnis sind verwalterlose Verfahren in aller Regel weniger effizient und 

effektiv, dauern länger und schädigen besonders schutzwürdige Gläubiger wie Arbeit-

nehmer.67 Angesprochen ist damit aus deutscher Perspektive etwa die sachkundige Vor-

finanzierung von Insolvenzgeld durch einen vorläufigen Verwalter, um eine Fortführung 

des schuldnerischen Betriebs, sei es zur Ausproduktion oder zum Zwecke der übertra-

genden Sanierung, zu ermöglichen.68 

d) Gegenfinanzierung durch Instrumente für kürzere und weniger kosteninten-
sive Verfahren 

Damit stellt sich die Finanzierungsfrage. Nach der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten 

sicherzustellen, dass entsprechende Kosten gedeckt werden (vgl. Artikel 38 Abs. 4 RL-

E). Dabei sollten die erforderlichen Mehrausgaben für Insolvenzverwalter- oder Sach-

walterhonorare durch flankierende Maßnahmen gegenfinanziert werden – in dem 

                                                
62 Verhält sich der Schuldner nicht entsprechend, sollte die Eigenverwaltung gerichtlich aufgehoben werden. 
63 So erhält der Sachwalter im deutschen Recht in der Regel nur 60% der für den Insolvenzverwalter bestimmten Vergü-
tung, § 12 Abs. 1 InsVV (Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung). 
64 Vgl. auch DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 37. 
65 Nach Einschätzung des VID drohen auf Grundlage des bisherigen Richtlinien-Entwurfs sogar deutliche Kürzungen von 
Zahlungszielen oder Forderungen nach Vorkassezahlungen, in: Stellungnahme (s. oben Fn. 28), S. 7. 
66 So auch die Prognose von DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 31 f. 
67 Für die Arbeitnehmer sind u.a. Lohn- und Insolvenzgeldbescheinigungen auszustellen, um Nachteile für die späteren 
Altersrentenansprüche zu vermeiden, siehe im deutschen Recht: § 314 Sozialgesetzbuch III; zur französischen Rechts-
lage: vgl. EIP, Statement (s. oben Fn. 32), S. 5; vgl. ferner S. 10 f. (unter 1.11). 
68 Smid/Wehdeking (s. oben Fn. 26), ZInsO 2023, 198, 205, 208. 
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Bestreben, die Abwicklung von Kleinstunternehmen dennoch insgesamt flexibler, kürzer 

und günstiger als in einem herkömmlichen Regelverfahren auszugestalten. 

(1) Verkürzung der Verfahrensdauer 

Mögliche Instrumente zur Beschleunigung von Verfahren bzw. zur Verkürzung ihrer Ge-

samtdauer sind, wie bereits vom Richtlinien-Entwurf aufgegriffen, ein digitaler Einsatz 

standardisierter Formulare69 sowie eine verstärkte Digitalisierung der Verfahren in Bezug 

auf Kommunikation,70 Forderungsanmeldung und Einsichtsrechte der Beteiligten.71 

Denkbar wäre darüber hinaus, verbindliche (Mindest-)Fristen für eine Vermögensver-

wertung (wie etwa im französischen72 und spanischen Recht73) oder gar eine verbindli-

che Gesamtverfahrensdauer einzuführen,74 ferner gesetzliche (wenn auch qualitätswah-

rende) Vergütungsanreize zu setzen75 sowie den Aufgaben- und Pflichtenkreis der neut-

ralen Verwalterperson – sei sie Insolvenzverwalter oder bloßer Sachwalter – zu reduzie-

ren. Zu Letzterem existieren bereits (erste) gesetzliche Modelle oder rechtspolitische 

Vorschläge, wie etwa eine – auf bestimmte privilegierte Forderungen – beschränkte For-

derungsprüfung76 oder ein Verzicht auf Forderungsprüfungen bei festgestellter Masse-

losigkeit.77 Denkbar ist auch die Ermöglichung einer vorzeitigen Beendigung von 

                                                
69 Siehe Artikel 41, Erwägungsgrund 38 RL-E. 
70 Erwägungsgrund 38 S. 3 RL-E: „Für die Einreichung eines Antrags auf Eröffnung eines vereinfachten Liquidationsver-
fahrens sollte ein Standardformular verwendet werden, und für die gesamte Kommunikation zwischen der zuständigen 
Behörde und gegebenenfalls dem Insolvenzverwalter und den Verfahrensbeteiligten sollten elektronische Mittel verwen-
det werden.“ 
71 Der VID, Stellungnahme (s. oben Fn. 28), S. 7, etwa schlägt ein digitales Gläubigerinformationssystem vor. – Diesem 
Zweck dienlich wäre etwa die Einrichtung datenschutzkonformer Emailadressen, siehe DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 
15), S. 39. 
72 Im vereinfachten Liquidationsverfahren nach französischem Recht beträgt die Frist vier Monate seit der Eröffnungsent-
scheidung, Article L644-2 Code commerce. 
73 Nach dem spanischen Spezialverfahren für Kleinstunternehmen müssen alle Verwertungsmaßnahmen innerhalb von 
drei Monaten auf Grundlage eines vom Schuldner vorgelegten Verwertungsplan abgeschlossen sein, siehe Esteve (s. 
oben Fn. 51), INDat-Report 2023, 72. 
74 So dauert das Verfahren zur beruflichen Wiederherstellung nach französischem Recht lediglich vier Monate (Article 
L645-4 Abs. 4 Code de commerce). Demgegenüber beträgt die Mindestverfahrensdauer des vereinfachten Liquidations-
verfahrens 6 Monate (Article L644-5 Code commerce), sofern das Unternehmen höchstens einen Arbeitnehmer beschäf-
tigte und der letzte Jahresumsatz vor Abzug der Steuern den Betrag von 300.000 EUR nicht überstieg. 
75 Im deutschen Recht wird ein gewisser Vergütungsanreiz bereits dadurch gesetzt, dass eine lange Dauer des Verfahrens 
für sich allein keinen gesonderten Zuschlag zur Vergütung des Insolvenzverwalters rechtfertigt. Das maßgebende Be-
messungskriterium für Zu- und Abschläge ist vielmehr der tatsächlich gestiegene oder geminderte Arbeitsaufwand und 
damit die während der Dauer des Verfahrens erbrachte Tätigkeit in Bezug auf einen überdurchschnittlichen Umfang oder 
eine erhebliche Schwierigkeit, siehe § 63 Abs. 1 S. 2 InsO sowie Bundesgerichtshof, Beschluss vom 26.2.2015, IX ZB 
34/13, BeckRS 2015, 4928, Rdn. 7. 
76 So die Regelung im vereinfachten Liquidationsverfahren nach französischem Recht. Article L644-3 Code de commerce 
beschränkt die Prüfung auf Insolvenzforderungen aus Arbeitsverträgen sowie auf Forderungen, deren anteilige Rückzah-
lung wahrscheinlich ist (« en rang utile »). 
77 Vgl. auch den Vorschlag des DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 32, eine Forderungsprüfung erst dann vorzu-
schreiben, wenn eine verteilungsfähige Insolvenzmasse feststeht. – Über einen Verzicht auf Forderungsprüfungen bei 
festgestellter Masselosigkeit hinaus spricht sich der VID, Stellungnahme (s. oben Fn. 28), S. 7, für einen Verzicht auf 
handelsrechtliche und steuerrechtliche Erklärungspflichten des Verwalters aus, ferner für Mindestbeträge für eine Vertei-
lung oder für eine vereinfachte Verfahrensbeendigung. Zum Vorschlag eines sog. „Verfahren light“ siehe auch DAV, Stel-
lungnahme (s. oben Fn. 15), S. 38 f. 
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Liquidationsverfahrens, sofern ihre Fortführung angesichts von Schwierigkeiten, die ver-

bleibenden Aktiva zu verwerten, im Gläubigerinteresse nicht zumutbar erscheint.78 

(2) Einsparungspotentiale  

Kürzere Verfahren führen bereits aus sich heraus zur Einsparung von Kosten.79 Kosten-

günstigere Verfahren lassen sich gegebenenfalls auch durch Vereinbarungen über die 

Verwaltervergütung realisieren.80 Zur Kostendeckung massearmer oder masseloser 

Verfahren vermögen vor allem „intelligente“ Finanzierungskonzepte beizutragen, insbe-

sondere auf der Basis von Quersubventionierungen (sei es durch eine Erhöhung der 

Gerichtskosten für massereiche Verfahren, sei es – wie in Frankreich – mittels Zinser-

trägen aus der Anlage von Verwalterhonoraren81). Zeit- und kostensparende Wirkung ist 

regelmäßig auch der Verwalterbefugnis zu attestieren, Vermögenswerte des Schuldners 

ohne richterliche Genehmigung zu verwerten. 

e) Alternativ: Öffnungsklausel bei unveränderter Übernahme von Titel VI des 
Richtlinienentwurfs 

Sollten die vorgeschlagenen Anpassungen gleichwohl ausbleiben, empfehle ich wenigs-

tens die Aufnahme einer Öffnungsklausel, die es den mitgliedstaatlichen Gesetzgebern 

freistellt, ob überhaupt ein vereinfachtes Liquidationsverfahren über Kleinstunternehmen 

eingeführt wird.82 Dies wiederum würde voraussetzen, dass die nationalen Rechtsord-

nungen bereits funktionsfähige Verfahren in Bezug auf Kleinstunternehmen vorhalten 

und diese auch (fast) vermögenslosen Unternehmen offenstehen. 

 

 

Prof. Dr. Björn Laukemann     Brüssel, den 26. Juni 2023 

                                                
78 So beim vereinfachten Liquidationsverfahren nach französischem Recht, vgl. Dammann, BeckOK Insolvenzrecht, 31. 
Ed., Stand: 15.04.2023, Internationales Insolvenzrecht/Frankreich, Rdn. 346, mit Verweis auf langwierige Veräußerungen 
von Immobilien wegen Umweltschäden. – Funktional vergleichbar ist Möglichkeit zur Bestellung eines mandataire judici-
are, um anhängige Prozesse fortzuführen und etwaige Erlöse an die Gläubiger zu verteilen. 
79 Dies liegt bereits daran, dass regelmäßig weniger Masseverbindlichkeiten anfallen. 
80 So im spanischen Spezialverfahren für Kleinstunternehmen. Nur bei ausbleibender Einigung wird die Verwaltervergü-
tung nach geltendem Tarif festgelegt, siehe Esteve (s. oben Fn. 51), INDat-Report 2023, 72, 73. 
81 Zu beiden Formen der Quersubventionierung siehe DAV, Stellungnahme (s. oben Fn. 15), S. 38. 
82 Der Wortlaut von Artikel 38 Abs. 1 RL-E verhält sich nicht eindeutig zu der Frage, ob ein vereinfachtes Liquidationsver-
fahren als exklusives Abwicklungsverfahren für Kleinstunternehmen verpflichtend einzuführen ist. 


